Geſetz⸗- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Fe NE 


(Nr. 3077.) Verordnung, betreffend die Aufhebung der Zirkularverordnung vom 26. Fe 


bruar 1799. und die Abaͤnderung der Injurienſtrafen. Vom 18. Dezem⸗ 
ber 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, in Erfüllung der in Unſerem Patente vom 5. Dezember d. J. ge- 
gebenen Verheißung, auf Grund des Artikels 105. der Verfaſſungsurkunde, 
nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſteriums, fuͤr diejenigen Landestheile, in 
welchen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung Gel— 
tung hat, was folgt: 


.. 

Die Zirkularverordnung vom 26. Februar 1799. wegen Beſtrafung der 
Diebſtaͤhle und aͤhnlicher Verbrechen wird hierdurch aufgehoben. Bis zur Pu⸗ 
blikation des neuen Strafrechts finden in Bezug auf dieſe Verbrechen lediglich 
die Vorſchriften des Titels 20., Theil II. Allgem. Landrechts nebſt den zu den— 
ſelben ergangenen anderweitigen Beſtimmungen Anwendung. 


$. 2. 

Auf den Standesunterſchied, welcher in den beſtehenden Geſetzen bei 
Beſtrafung der Injurien gemacht wird, ſoll es nicht ferner ankommen. Die 
einfache, durch Rede, Schrift, Zeichen, Abbildung oder andere Darſtellung ver— 
uͤbte Ehrenkraͤnkung iſt nach dem Ermeſſen des Gerichts, welches durch die 
vorliegenden Thatumſtaͤnde beſtimmt wird, mit Geldbuße bis zu dreihundert 
Thalern oder mit Gefängniß- oder Feſtungshaft bis zu ſechs Monaten zu be⸗ 
ſtrafen. Bei geringen Realinjurien kommt die Vorſchrift des F. 628. Tit. 20. 
Thl. II. Allgem. Landrechts zur Anwendung. 


$. 3. 


Alle Beleidigungen, mit Ausnahme der gegen Beamte bei Ausuͤbung 
ihres Amtes oder in Beziehung auf daſſelbe veruͤbten Beleidigungen und der 
ſchweren Realinjurien, koͤnnen nur im Wege des Zivilprozeſſes verfolgt werden. 
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. we, eu, Gegen jedes Erkenntniß, welches wegen Beleidigung im Zivilprozeß 
ges 926 So) 3. ergangen iſt, ſtehen beiden Parteien die für den Zivilprozeß vorgeſchriebenen 


. * 


Rechtsmittel der Reſtitution, der Appellation und der Nichtigkeitsbeſchwerde, 
nicht aber das Rechtsmittel der Nevifion zu. : 

In Betreff der Beſchwerden, welche nur den Koſtenpunkt betreffen, 
kommt die Vorſchrift Nr. 3. Art. I. der Deklaration vom 6. April 1839. 
(Geſetzſammlung 1839. S. 126.) zur Anwendung. 


. 

Alle dieſer Verordnung entgegenſtehenden Vorſchriften, insbeſondere die 
$$. 607. bis 617., 629. bis 634., 643. bis 646. und 654. Tit. 20. Th. II. 
Allg. Landrechts, Abſchnitt IV. der Zirkularverordnung vom 30. Dezember 
1798., Nr. 4. Art. I. der Deklaration vom 6. April 1839., und die Beſtim— 
mungen der $$. 216. und folg. Anhangs zur Allgemeinen Gerichtsordnung, 
ſoweit letztere abweichenden Inhalts ſind, ingleichen die Deklaration vom 6. Ok— 
tober 1831. (Geſetzſammlung S. 224.) werden aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 18. Dezember 1848. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. v. d. Heydt. 


Fuͤr den Finanzminiſter: Fuͤr den Miniſter der auswaͤrtigen 
Kuͤhne. Angelegenheiten: 
Gr. v. Buͤlow. 


(Fr. 3078.) 
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(Nr. 3078.) Verordnung, betreffend die baͤuerliche Erbfolge in der Provinz Weſtphalen. 
Vom 18. Dezember 1848. 


N * g pas 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen in Erfuͤllung der in Unſerem Patente vom 5. d. M. ertheilten Zu: 
ſicherung, auf Grund des Artikels 105. der Verfaſſungs-Urkunde, nach dem 
Antrage Unſeres Staats-Miniſteriums, was folgt: 


6. 1. 
Das Geſetz über die baͤuerliche Erbfolge in der Provinz Weſtphalen 
vom 13. Juli 1836. wird hierdurch aufgehoben. 


§. 2. 

Die Beſtimmung in dem Geſetze vom 21. April 1825. uͤber die den 
Grundbeſitz betreffenden Rechtsverhaͤltniſſe und uͤber die Realberechtigungen in 
den Landestheilen, welche vormals eine Zeit lang zum Königreiche Weſtphalen 
gehoͤrt haben, F. 37. — in dem Geſetze von demſelben Tage fuͤr die fruͤher 
zum Großherzogthum Berg gehörigen Landestheile, $. 24. — und in dem 
Geſetze von demſelben Tage für die fruͤher zu den franzöfifch = hanfeatifchen 
Departements oder dem Lippe⸗Departement gehörigen Landestheile, F. 23., 
wonach ein dem Heimfallsrecht unterworfenes Grundſtuͤck nach denjenigen 
Grundſaͤtzen vererbt werden ſoll, welche vor Einfuͤhrung der fremden Geſetze 
beftanden, ferner die Deklaration dieſer Beſtimmung vom 24. November 1833., 
werden hierdurch aufgehoben. 5 


$. 3. 


Die Vorſchrift Nr. 4. der durch die Amtsblaͤtter der Provinz Weſt— 
phalen publizirten Kabinets-Order vom 5. Januar 1844., betreffend die Maaß⸗ 


regeln zur einſtweiligen Abhuͤlfe der durch das Geſetz uͤber die' baͤuerliche Erb 


folge vom 13. Juli 1836. veranlaßten Beſchwerden, wird in Beziehung auf 
die nach Verkuͤndigung des gegenwaͤrtigen Geſetzes entſtehenden Erbfaͤlle außer 
Kraft geſetzt. 


H. 4. 
An die Stelle der vorſtehend aufgehobenen Geſetze treten die beſtehenden 
allgemeinen oder provinziellen geſetzlichen Beſtimmungen. 


$. 5. 
Waͤhrend der Gültigkeit des Erbfolgegeſetzes vom 13. Juli 1836, be- 

reits erworbene Rechte bleiben auch ferner in Kraft. 
Was der H. 16. deſſelben für den Fall beſtimmt, wenn ein Bauergut 
mit zu einer ehelichen Guͤtergemeinſchaft gehört und der uͤberlebende Ehegatte 
(Nr. 3078.) eine 
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eee, eine Auseinanderſetzung mit den Kindern nöthig macht, findet jedoch keine An— 
, wendung, wenn die Nothwendigkeit der Auseinanderſetzung erſt nach der Ge— 
„ wg ſetzeskraft dieſer jetzigen Verordnung eintritt. Die Auseinanderſetzung erfolgt 
44 - dann vielmehr nach den an die Stelle der aufgehobenen Geſetze tretenden ge: 

N ER ish. ſetzlichen Beſtimmungen. 


wider da ..- See. H. 6. 


ger., Durch Aufhebung des Geſetzes vom 13. Juli 1836. find auch die Be⸗ 
b. ſchraͤnkungen, die der §. 25. dieſes Geſetzes dem Beſitzer, der das Gut zu dem 
e eue. im H. 7. bezeichneten Preiſe übernommen und keine eheliche Kinder am Leben 
1 hat, auferlegt, ſo wie diejenigen Beſchraͤnkungen aufgehoben, welchen ſich ein 
. baͤuerlicher Wirth nach K. 14. des Reglements für die paderbornſche Til— 
tr gungskaſſe vom 8. Auguſt 1836. (Geſetz- Sammlung S. 239) unter⸗ 
Sc worfen hat. f 8 N 
—— cen he eingetragene Beſchraͤnkungen dieſer Art find koſten— 
u loͤſchen. 
Urtundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
Aer. wem Königlichen Inſiegel. 
an A 885 . e Potsdam, den 18. Dezember 1848. 
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